
 

Stiftungssatzung 
§ 1 Name, Rechtsform, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Die Stiftung führt den Namen „Bürgerstiftung Dogern“. 

(2) Die Stiftung ist eine rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts mit Sitz in Dogern. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Zweck und Aufgaben der Stiftung 

(1) Zweck der Stiftung ist die Förderung  

a. des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege, 

b. der Jugend- und Altenhilfe, 

c. des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, 

d. der Erziehung, der Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe, 

e. des Sports, 

f. der Heimatpflege, Heimatkunde und Ortsverschönerung, 

g. mildtätiger Zwecke gemäß § 53 AO, 

h. des bürgerschaftliches Engagements und nachhaltigen Gemeinwesens, 

i. wohngemeinnütziger Zwecke 

in Dogern oder im Einzelfall auch außerhalb von Dogern, sofern ein direkter Bezug 
zu Dogern gegeben ist. 

(2) Dieser Stiftungszweck wird insbesondere verwirklicht durch 

a. Unterstützung von gemeinnützigen Körperschaften nach Maßgabe des § 58 
Nr. 2 AO, die die vorgenannten Aufgaben fördern und verfolgen; 

b. Förderung der Kooperation auf den Gebieten der in § 2 (1) genannten Zwecke 
zwischen gemeinnützigen Organisationen und Einrichtungen, die ebenfalls 
diese Zwecke verfolgen; 

c. Förderung des Meinungsaustausches und der Meinungsbildung sowie 
öffentlicher Veranstaltungen, um den Stiftungszweck und 
Bürgerstiftungsgedanken in der Bevölkerung zu verankern; 

d. Vergabe von Stipendien, Beihilfen, Preisen oder ähnlichen Unterstützungen 
zur Förderung der Fort- und Ausbildung auf den Gebieten des 
Stiftungszwecks; 

e. Schaffung und Unterstützung lokaler Einrichtungen und Projekte, welche die 
Stiftungszwecke fördern. 



 

(3) Die Zwecke können sowohl durch operative als auch fördernde Projektarbeit 
verwirklicht werden. 

(4) Die Zwecke müssen nicht gleichzeitig und in gleichem Maße verwirklicht werden. 

(5) Die Förderung der Zwecke schließt die Verbreitung der Ergebnisse durch geeignete 
Öffentlichkeitsarbeit ein. 

(6) Die Stiftung darf keine Aufgaben übernehmen, die zu den Pflichtaufgaben der 
Gemeinde Dogern gehören. 

(7) Die Stiftung kann die Trägerschaft und Verwaltung für nichtrechtsfähige Stiftungen 
übernehmen, sofern mit der nichtrechtsfähigen Stiftung die selben Stiftungszwecke, 
wie in § 2 (1) beschrieben, verfolgt werden. 

§ 3 Gemeinnützige Zweckerfüllung 

(1) Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 
Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Die Stiftung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke.Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Es darf niemand durch Ausgaben, die den Zwecken der Stiftung 
fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(3) Die Erträge des Stiftungsvermögens und die Spenden müssen zeitnah für die 
satzungsmäßigen Zwecke der Stiftung verwendet werden. 

(4) Rücklagen dürfen gebildet werden, soweit die Vorschriften des steuerlichen 
Gemeinnützigkeitsrechts dies zulassen. Der Vorstand kann freie Rücklagen dem 
Stiftungsvermögen zuführen. 

(5) Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung von Stiftungsleistungen. Empfänger 
von Stiftungsleistungen sind verpflichtet, Verwendungsnachweise zu erbringen. 

§ 4 Stiftungsvermögen, Zustiftungen, Spenden 

(1) Das Stiftungsvermögen zum Zeitpunkt der Stiftungserrichtung ergibt sich aus dem 
Stiftungsgeschäft. 

(2) Das Stiftungsvermögen ist grundsätzlich in seinem Bestand zu erhalten und 
möglichst sicher und ertragbringend anzulegen. Vermögensumschichtungen sind 
zulässig. 

(3) Die Stiftung kann Zuwendungen (Zustiftungen oder Spenden) entgegennehmen, ist 
hierzu aber nicht verpflichtet. Zustiftungen wachsen dem Stiftungsvermögen zu. 
Spenden sind zeitnah zu verwenden. Erbschaften und Vermächtnisse gelten 
grundsätzlich als Zustiftung. 

(4) Zustiftungen können durch den Zuwendungsgeber bzw. die Zuwendungsgeberin 
einem der vorbezeichneten Zweckbereiche oder innerhalb derer einzelnen Zielen 
zugeordnet werden. Sie können ab einem Betrag von 100.000 Euro mit seinem/ihrem 



 

Namen (Namensfonds) verbunden werden, sofern der Zuwendungsgeber bzw. die 
Zuwendungsgeberin dies wünscht. 

§ 5 Stiftungsorgane 

(1) Organe der Stiftung sind der Vorstand und der Stiftungsrat. 

(2) Doppelmitgliedschaft in beiden Organen ist nicht zulässig. 

(3) Die Mitglieder der Stiftungsorgane sind grundsätzlich ehrenamtlich für die Stiftung 
tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der entstandenen und nachgewiesenen 
notwendigen Auslagen und Aufwendungen. 
Ausnahmsweise kann für den Zeitaufwand der Mitglieder eine angemessene 
Vergütung nach Art und Umfang der Tätigkeit gewährt werden. Bei der Festsetzung 
dieser Vergütung sind die wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse der Stiftung 
zu berücksichtigen; sie muss in einem angemessenen Verhältnis zu den 
steuerbegünstigten Zwecken stehen. Die Festsetzung von Vergütungen erfolgt durch 
den Stiftungsrat. 

(4) Dem Vorstand kann durch Beschluss des Stiftungsrats eine Geschäftsführung 
zugeordnet werden. Die Mitglieder der Geschäftsführung dürfen nicht zugleich 
Mitglieder der Stiftungsorgane sein. Sie üben ihre Tätigkeit im Rahmen ihres 
jeweiligen Beschäftigungsverhältnisses und nach den in der Geschäftsordnung 
festgelegten Richtlinien aus. Sie sind dem Vorstand verantwortlich und an seine 
Weisungen gebunden. 

§ 6 Zusammensetzung und Amtsdauer des Vorstands 

(1) Der Vorstand besteht aus drei bis höchstens fünf natürlichen Personen. 

(2) Die Mitglieder des Vorstands werden durch den Stiftungsrat auf die Dauer von fünf 
Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Nach Ablauf ihrer Amtszeit führen die 
Mitglieder des Vorstands die Geschäfte bis zur Neuwahl fort. Das Amt eines 
Vorstandsmitgliedes endet durch 

a. Ablauf der Amtszeit des Mitglieds; 

b. Abberufung durch den Stiftungsrat; die Abberufung ist nur aus wichtigem 
Grund möglich; dem abzuberufenden Mitglied ist zuvor Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Bei der Entscheidung über die Abberufung hat das 
abzuberufende Mitglied kein Stimmrecht. 

c. Abberufung durch die Stiftungsbehörde; 

d. Tod des Mitglieds; 

e. Amtsniederlegung des Mitglieds; sie ist jederzeit zulässig und schriftlich 
gegenüber der Stiftung zu erklären. 

(3) Der Vorstand wählt ein Vorstandsmitglied zur/zum Vorsitzenden, ein anderes 
Vorstandsmitglied zur/zum Stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands. Die/der 



 

Stellvertretende Vorsitzende hat die Rechte der/des Vorsitzenden, wenn diese/dieser 
verhindert ist oder sie/ihn mit ihrer/seiner Vertretung beauftragt. 

(4) Die ersten Mitglieder des Vorstands werden durch Abstimmung in der 
Gründungsversammlung bestellt. Die Gründungsstiftenden bestimmen auch die/den 
erste/n Vorsitzende/n und die/den erste/n Stellvertretende/n Vorsitzende/n. 

(5) Die ersten Mitglieder des Vorstands sowie Änderungen in der Zusammensetzung des 
Vorstands sind der Stiftungsbehörde von dem Vorstand in seiner neuen 
Zusammensetzung unverzüglich mitzuteilen bzw. im Stiftungsregister zu 
veröffentlichen. 

§ 7 Aufgaben des Vorstands 

(1) Dem Vorstand obliegt die Führung der Geschäfte der Stiftung, insbesondere die 
ordnungsgemäße Verwaltung der Stiftung und die Durchführung der Maßnahmen zur 
Erfüllung der Stiftungszwecke in Übereinstimmung mit dieser Satzung. Er erfüllt 
insbesondere folgende Aufgaben: 

a. Verwaltung des Stiftungsvermögens, 

b. Ausarbeitung, Vorbereitung und Durchführung aller Maßnahmen zur 
Erreichung der Stiftungszwecke, 

c. Rechnungslegung über die Tätigkeit der Stiftung, wobei die 
Jahresrechnungen und der Bericht über die Erfüllung der Stiftungszwecke 
jeweils innerhalb der ersten sechs Monate des auf das Geschäftsjahr 
folgenden Kalenderjahres dem Stiftungsrat nach den gesetzlichen 
Vorschriften vorzulegen sind. Diese Unterlagen sind nach der Genehmigung 
durch den Stiftungsrat jährlich der Stiftungsbehörde bis zum 30.06. des auf 
das Geschäftsjahr folgenden Kalenderjahres vorzulegen. 

(2) Zur Vornahme bestimmter Rechtsgeschäfte hat der Vorstand die Zustimmung des 
Stiftungsrates einzuholen. Es gelten die Bestimmungen des § 11 dieser Satzung. 

(3) Bei seiner Tätigkeit hat der Vorstand darauf zu achten, dass die Steuerbefreiung der 
Stiftung nicht gefährdet wird. 

§ 8 Entscheidungen des Vorstands, Sitzungen 

(1) Der Vorstand entscheidet durch Beschluss. Die Beschlüsse werden in Sitzungen 
gefasst. 

(2) Sitzungen des Vorstands sind abzuhalten, so oft es die Belange der Stiftung 
erfordern oder wenn ein Vorstandsmitglied die Einberufung verlangt. 

(3) Die Einberufung erfolgt durch die/den Vorsitzende/n spätestens zwei Wochen vor der 
Vorstandssitzung unter Nennung der Tagesordnung in Textform. Sitzungen des 
Vorstands können auch in hybrider Form (unter Anwesenheit am Versammlungsort 
und im Wege der elektronischen Kommunikation) oder in rein virtueller Form (ohne 
Anwesenheit am Versammlungsort insbesondere in Videokonferenzen) stattfinden. 
Auf die Einhaltung von Frist und Form kann einstimmig verzichtet werden. 



 

(4) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend 
sind oder - im Falle des Absatzes 7 - an der Beschlussfassung mitwirken. Die 
Vorstandsmitglieder können sich gegenseitig durch entsprechende Vollmacht 
vertreten. 

(5) Vorstandsbeschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Jedes Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(6) Vorstandsbeschlüsse sind schriftlich niederzulegen. Das Protokoll ist allen 
Vorstandsmitgliedern zuzuleiten. Sofern dem Protokoll nicht innerhalb einer Woche 
nach Zuleitung widersprochen wird, gilt es als genehmigt. 

(7) Auf Anordnung der/des Vorsitzenden können Beschlüsse auch im Wege der 
schriftlichen Umfrage, der telefonischen Umfrage oder der Umfrage per E-Mail 
gefasst werden, wenn kein Vorstandsmitglied widerspricht. Wird eine schriftliche 
Abstimmung oder eine Abstimmung per E-Mail durchgeführt, so ist in der vom 
Vorsitzenden den übrigen Vorstandsmitgliedern zuzuleitenden Aufforderung zur 
Stimmabgabe eine angemessene Frist für die Stimmabgabe bzw. die Erklärung des 
Widerspruchs festzulegen. Vorstandsmitglieder, die nicht fristgemäß ihre Stimme 
abgeben oder der Beschlussfassung nicht fristgemäß widersprechen, können an der 
Beschlussfassung nicht mitwirken bzw. ihr Widerspruch bleibt unbeachtet. Auf diesen 
Umstand ist in der Aufforderung hinzuweisen. Das Ergebnis der Abstimmung ist allen 
Vorstandsmitgliedern schriftlich mitzuteilen. 

§ 9 Vertretung der Stiftung nach außen 

(1) Der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters und handelt durch zwei Vorstandsmitglieder 
gemeinsam. Besteht der Vorstand vorübergehend aus nur einem Mitglied, vertritt 
dieses die Stiftung allein. 

(2) Der Stiftungsrat kann allen oder einzelnen Mitgliedern des Vorstands 
Einzelvertretungsbefugnis und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
erteilen. 

§ 10 Zusammensetzung und Amtsdauer des Stiftungsrates 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus mindestens fünf bis höchstens 13 natürlichen Personen. 
Mitglieder des Stiftungsrates sollen Persönlichkeiten sein, die nach Können und 
Erfahrung in der Lage sind, die dem Stiftungsrat übertragenen Aufgaben 
ordnungsgemäß zu erfüllen. 

(2) Die ersten Mitglieder des Stiftungsrates werden durch Abstimmung in der 
Gründungsversammlung bestellt. Die Amtszeit beträgt fünf Jahre. Scheiden 
Mitglieder vorzeitig aus, werden die Nachfolger unverzüglich vom Stiftungsrat gewählt 
und benannt. Wiederwahlen sind zulässig. Die Wiederwahl erfolgt für jedes Mitglied 
einzeln, wobei das betroffene Mitglied von der Stimmabgabe ausgeschlossen ist. 

(3) Das Amt eines Mitglieds des Stiftungsrates endet durch 



 

a. Abberufung durch die Stiftungsbehörde; 

b. Abberufung durch den Stiftungsrat; eine Abberufung ist nur aus wichtigem 
Grund möglich; dem abzuberufenden Mitglied ist zuvor Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Bei der Entscheidung über die Abberufung hat das 
abzuberufende Mitglied kein Stimmrecht. 

c. Ablauf der Amtszeit der Mitglieder; 

d. Tod des Mitglieds; 

e. Amtsniederlegung des Mitglieds;  
sie ist jederzeit zulässig und schriftlich gegenüber der Stiftung zu erklären. 

(4) Ein Mitglied ist zur Niederlegung seines Amtes verpflichtet, wenn es infolge 
Krankheit, altershalber oder aus anderen Gründen für längere Zeit an der 
ordnungsgemäßen Ausübung seines Amtes verhindert ist. Kommt ein Mitglied der 
Pflicht zur Niederlegung seines Amtes in den genannten Fällen nicht nach, so endet 
sein Amt durch Mehrheits-Beschluss der übrigen Mitglieder des Stiftungsrates, mit 
dem die Verhinderung an der Amtsführung festgestellt wird. Dabei sind die 
Voraussetzungen der Abberufung aus wichtigem Grund gemäß § 10 Abs. 3 b zu 
beachten. 

§ 11 Aufgaben des Stiftungsrates 

(1) Der Stiftungsrat überwacht als unabhängiges Kontrollorgan die Einhaltung des 
Stifterwillens und die Geschäftsführung durch den Vorstand. Er berät und unterstützt 
den Vorstand und entscheidet neben anderen Satzungsbestimmungen in 
nachstehend aufgeführten Geschäftsvorfällen: 

a. Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder, 

b. Wahl und Abberufung von Stiftungsratsmitgliedern, 

c. Überwachung und Beratung des Vorstandes, 

d. Vorgabe von Richtlinien für die Verwendung von Stiftungsmitteln, 

e. Bestätigung der Jahresrechnung mit Vermögensübersicht sowie des Berichts 
über die Erfüllung der Stiftungszwecke, 

f. Beschlüsse über eine etwaige Vergütung nach § 5 Abs. 3 dieser Satzung, 

g. Beschlüsse über Satzungsänderungen, insbesondere die Änderung des 
Stiftungszwecks, sowie Entscheidungen über die Zulegung, Zusammenlegung 
oder Aufhebung der Stiftung nach den Maßgaben der §§ 15 und 16 dieser 
Satzung, 

h. Einstellung eines Geschäftsführers und anderem Personal, 

i. Investitionen ab einem Betrag von 100.000 Euro, 

j. Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder 
grundstücksgleichen Rechten, 



 

d. Abschluss von Dauerschuldverhältnissen bei einer Dauer von mehr als zwei 
Jahren und einem Jahresvolumen von mehr als 30.000 EUR, 

e. Aufnahme von Darlehen und Übernahme von Bürgschaften. 

(2) Bei seiner Tätigkeit hat der Stiftungsrat darauf zu achten, dass die Steuerbefreiung 
der Stiftung nicht gefährdet wird. 

§ 12 Organisation des Stiftungsrates 

(1) Der Stiftungsrat wählt aus seiner Mitte eine/n Vorsitzende/n und deren/dessen 
Stellvertreter/in jeweils für eine von ihm bei der Wahl festzulegende Amtszeit. 

(2) Scheidet die/der Vorsitzende oder deren/dessen Stellvertreter/in aus seinem Amt 
aus, so hat der Stiftungsrat unverzüglich für die restliche Amtszeit eine Neuwahl 
vorzunehmen. 

(3) Die/der Vorsitzende vertritt den Stiftungsrat bei der Abgabe und Entgegennahme von 
Erklärungen. 

(4) Die/der Stellvertreter/in hat die Rechte der/des Vorsitzenden, wenn diese/er 
verhindert ist oder sie/ihn mit ihrer/seiner Vertretung ermächtigt. 

(5) Die Mitglieder des Stiftungsrates können nicht zugleich Mitglieder des Vorstandes 
sein. 

§ 13 Entscheidungen des Stiftungsrates, Sitzungen 

(1) Der Stiftungsrat entscheidet durch Beschluss. Die Beschlüsse werden in Sitzungen 
gefasst. 

(2) Sitzungen des Stiftungsrates sind abzuhalten, so oft es die Belange der Stiftung 
erfordern oder wenn ein Mitglied des Stiftungsrates oder des Vorstands die 
Einberufung verlangt. Der Stiftungsvorstand ist zu den Sitzungen des Stiftungsrates 
zu laden; er nimmt beratend teil, es sei denn, es wird über einzelne Vorstände oder 
den Gesamtvorstand beraten und entschieden. 

(3) Die Einberufung des Stiftungsrates erfolgt durch schriftliche Einladung seiner 
Mitglieder, durch die/den Vorsitzende/n des Stiftungsrates, ihren/seinen 
Stellvertreter/in oder ein Vorstandsmitglied unter Angabe der Tagesordnung. 
Zwischen der Aufgabe des Briefes zur Post bzw. Versendung per E-Mail und dem 
Sitzungstag muss eine Frist von mindestens 14 Tagen liegen. In Eilfällen kann diese 
Frist auch kürzer sein. Der Stiftungsrat muss mindestens einmal in jedem 
Geschäftsjahr einberufen werden. 

(4) Bei der Einberufung der Versammlung kann vorgesehen werden, dass Mitglieder 
auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen 
Kommunikation an der Versammlung teilnehmen und andere Mitgliederrechte 
ausüben können (hybride Versammlung). Die Mitglieder können beschließen, dass 
künftige Versammlungen auch als virtuelle Versammlungen einberufen werden 
können, an der Mitglieder ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der 
elektronischen Kommunikation teilnehmen und ihre anderen Mitgliederrechte 



 

ausüben müssen. Wird eine hybride oder virtuelle Versammlung einberufen, so muss 
bei der Berufung auch angegeben werden, wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege 
der elektronischen Kommunikation ausüben können. 

(5) Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend ist oder - im Falle des Absatzes 8 - an der Beschlussfassung mitwirkt. 

(6) Die Beschlüsse des Stiftungsrates werden mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht in dieser Satzung oder durch Gesetz 
zwingend eine größere Mehrheit vorgeschrieben ist. Jedes Stiftungsratsmitglied hat 
eine Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. 

(7) Die Beschlüsse des Stiftungsrates sind schriftlich niederzulegen und von mindestens 
zwei seiner Mitglieder zu unterzeichnen. Nicht anwesende Mitglieder sind von 
gefassten Beschlüssen schriftlich zu unterrichten. 

(8) Auf Anordnung der/des Vorsitzenden des Stiftungsrates können Beschlüsse auch im 
Wege der schriftlichen Umfrage, der Umfrage per E-Mail oder der telefonischen 
Umfrage gefasst werden, wenn kein Mitglied des Stiftungsrates widerspricht. Wird 
eine schriftliche Abstimmung oder eine Abstimmung per E-Mail durchgeführt, so ist in 
der von der/dem Vorsitzenden den übrigen Mitgliedern des Stiftungsrates 
zuzuleitenden Aufforderung zur Stimmabgabe eine angemessene Frist für die 
Stimmabgabe bzw. die Erklärung des Widerspruches festzulegen. Mitglieder des 
Stiftungsrates, die nicht fristgemäß ihre Stimme abgeben oder der Beschlussfassung 
nicht fristgemäß widersprechen, können an der Beschlussfassung nicht mitwirken 
bzw. ihr Widerspruch bleibt unbeachtet. Auf diesen Umstand ist in der Aufforderung 
hinzuweisen. Das Ergebnis der Abstimmung ist allen Mitgliedern des Stiftungsrates 
schriftlich mitzuteilen. 

§ 14 Fachausschüsse 

(1) Der Vorstand kann Fachausschüsse einrichten und sie mit einem Budget ausstatten. 
Die Fachausschüsse werden von einem Mitglied des Vorstandes geleitet, das für die 
ordentliche Verwaltung des Budgets verantwortlich ist. Die Besetzung der 
Ausschüsse erfolgt durch den Vorstand. 

(2) Aufgabe der Fachausschüsse ist die Beratung der Stiftungsorgane in allen 
Angelegenheiten ihres Fachgebietes sowie die Durchführung von stiftungseigenen 
Projekten und sonstigen Veranstaltungen im Rahmen der Vorgaben des Vorstandes 
sowie des Stiftungsrates. 

(3) Der Vorstand kann für die Arbeit der Fachausschüsse in Abstimmung mit dem 
Stiftungsrat eine Geschäftsordnung erlassen. 

(4) Alle Mitglieder des Stiftungsrates und Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen 
der Fachausschüsse mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(5) Die Fachausschüsse haben über die Verwendung ihres Budgets einmal jährlich 
Rechenschaft abzulegen. 

  



 

§ 15 Satzungsänderungen, Änderungen des Stiftungszwecks 

(1) Durch Satzungsänderung kann der Stiftung ein anderer Zweck gegeben oder der 
Zweck der Stiftung erheblich beschränkt werden, wenn der Stiftungszweck nicht mehr 
dauernd und nachhaltig erfüllt werden kann oder der Stiftungszweck das Gemeinwohl 
gefährdet. Durch Satzungsänderung kann der Stiftungszweck in anderer Art und 
Weise und können andere prägende Bestimmungen der Stiftungsverfassung geändert 
werden, wenn sich die Verhältnisse nach Errichtung der Stiftung wesentlich geändert 
haben und eine solche Änderung erforderlich ist, um die Stiftung an die veränderten 
Verhältnisse anzupassen. Sonstige Satzungsänderungen sind zulässig, wenn dies der 
Erfüllung des Stiftungszweckes dient.  

(2) Im Falle der Zweckänderung muss der neue Zweck ebenfalls steuerbegünstigt im 
Sinne der Abgabenordnung sein und dem ursprünglichen Zweck möglichst nahe 
kommen. 

(3) Über sonstige Satzungsänderungen beschließt der Stiftungsrat, der mindestens mit 
einer Zweidrittelmehrheit aller Stiftungsratsmitglieder zustande kommt. Der 
ursprüngliche Stifterwille ist nach Möglichkeit zu berücksichtigen. Vor 
Beschlussfassung ist der Vorstand anzuhören. Die Beschlüsse bedürfen der Mehrheit 
von zwei Dritteln aller Mitglieder des Stiftungsrates. 

(4) Beschlüsse zu Satzungsänderungen bedürfen der Genehmigung der 
Stiftungsbehörde.  

Der Finanzverwaltung sind die Beschlüsse anzuzeigen, bei Zweckänderungen ist vorab 
eine Auskunft der Finanzverwaltung zur Steuerbegünstigung einzuholen. 

§ 16 Zulegung, Zusammenlegung, Aufhebung 

(1) Durch Übertragung ihres Stiftungsvermögens als Ganzes kann die übertragende 
Stiftung einer übernehmenden Stiftung zugelegt werden, wenn 

a. sich die Verhältnisse nach Errichtung der übertragenden Stiftung wesentlich 
verändert haben und eine Satzungsänderung nicht ausreicht, um die 
übertragende Stiftung an die veränderten Verhältnisse anzupassen, oder 
wenn schon seit Errichtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine 
Auflösung nach Absatz 3 vorlagen, 

b. der Zweck der übertragenden Stiftung im Wesentlichen mit einem Zweck der 
übernehmenden Stiftung übereinstimmt, 

c. gesichert erscheint, dass die übernehmende Stiftung ihren Zweck auch nach 
der Zulegung im Wesentlichen in gleicher Weise dauernd und nachhaltig 
erfüllen kann, und 

d. die Rechte von Personen gewahrt werden, für die in der Satzung der 
übertragenden Stiftung Ansprüche auf Stiftungsleistungen begründet sind.  

(2) Mindestens zwei übertragende Stiftungen können durch Errichtung einer neuen 
Stiftung und Übertragung ihres jeweiligen Stiftungsvermögens als Ganzes auf die 
neue übernehmende Stiftung zusammengelegt werden, wenn 



 

a. sich die Verhältnisse nach Errichtung der übertragenden Stiftungen 
wesentlich verändert haben und eine Satzungsänderung nicht ausreicht, um 
die übertragenden Stiftungen an die veränderten Verhältnisse anzupassen, 
oder wenn schon seit Errichtung der Stiftung die Voraussetzungen für eine 
Auflösung nach Absatz 3 vorlagen, 

b. gesichert erscheint, dass die neue übernehmende Stiftung die Zwecke der 
übertragenden Stiftungen im Wesentlichen in gleicher Weise dauernd und 
nachhaltig erfüllen kann, und 

c. die Rechte von Personen gewahrt werden, für die in den Satzungen der 
übertragenden Stiftungen Ansprüche auf Stiftungsleistungen begründet sind.  

(3) Die Stiftung soll vom Stiftungsrat aufgelöst werden, wenn die Stiftung ihren Zweck 
endgültig nicht mehr dauernd und nachhaltig erfüllen kann. Diese Voraussetzung liegt 
nicht vor, wenn die Stiftung durch Satzungsänderung so umgestaltet werden kann, 
dass sie ihren Zweck wieder dauernd und nachhaltig erfüllen kann.  

(4) Ein Zulegungsvertrag, ein Zusammenlegungsvertrag und der Beschluss über eine 
Auflösung der Stiftung bedürfen der Genehmigung der Stiftungsbehörde. 

(5) Im Falle der Zulegung oder Zusammenlegung der Stiftung muss das Vermögen bei 
der übernehmenden oder neuen Stiftung ausschließlich und unmittelbar zu 
steuerbegünstigten Zwecken im Sinne der Abgabenordnung verwendet werden. 

§ 17 Vermögensanfall 

Bei Auflösung oder Aufhebung der Stiftung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen an die Gemeinde Dogern, die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige oder mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 18 Stiftungsbehörde 

(1) Die Stiftung untersteht der staatlichen Aufsicht nach Maßgabe der einschlägigen 
stiftungsrechtlichen Bestimmungen. 

(2) Stiftungsbehörde ist das Regierungspräsidium Freiburg. 

(3) Der Stiftungsbehörde sind Änderungen der Anschrift der Stiftung sowie der 
Zusammensetzung des Vorstands der Stiftung unverzüglich mitzuteilen. Innerhalb von 
sechs Monaten nach Ende eines jeden Geschäftsjahres ist der Stiftungsbehörde eine 
Jahresrechnung mit einer Vermögensübersicht und einem Bericht über die Erfüllung 
des Stiftungszwecks unaufgefordert vorzulegen. Wird eine Jahresrechnung durch 
verwaltungseigene Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, einen 
Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer oder einen vereidigten Buchprüfer geprüft, 
so muss sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die 
satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel erstrecken. Der Prüfungsbericht ist 
der Stiftungsbehörde neben der Jahresrechnung und dem Bericht über die Erfüllung 
des Stiftungszwecks vorzulegen. 

(4) Im Übrigen sind die gesetzlichen Anzeige- und Genehmigungspflichten zu beachten. 



 

§ 19 Ergänzende Bestimmungen 

Ergänzend gelten §§ 80 ff. BGB (zivilrechtliches Stiftungsrecht) sowie die Bestimmungen 
des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg in ihrer jeweiligen Fassung. 

 

Dogern, den 

 


